
Friedensratschlag zur Bundestagswahl 2021

Weltkriegsgefahren entgegentreten
– Abrüstung und Wandel zum

Frieden einleiten!
Die Bundestagswahl am 26. September 2021

könnte zu einer Schicksalswahl werden:
Wie  wird  der  neue  Bundestag  die  Weichen  für  die
Außenpolitik  stellen?  Geht  es  in  Richtung
Friedenspolitik, friedliche Koexistenz und Entspannung,
oder sollen weiterhin Abermilliarden in die Aufrüstung
gesteckt  werden,  um  Russland  und  neuerdings  auch
China mit Krieg drohen zu können? 

Uns  treibt  die  große  Sorge  um,  dass  der  Kurs  der
Konfrontation,  der  Kriegsvorbereitung  und
Kriegsandrohung, der Sanktionen und des Strebens nach
Umsturz  unliebsamer  Regierungen  massiv  fortgesetzt
werden soll. 
Angesichts  der  globalen  Herausforderungen  für  die
Menschheit  ist  eine  friedliche  und  nachhaltige
Entwicklung  nur  durch  umfassende  internationale
Zusammenarbeit möglich. Die globale Aufrüstung muss
beendet werden und die Ressourcen stattdessen für eine
sozial  gerechte,  ökologisch  und  wirtschaftlich
vernünftige Gestaltung der Gesellschaft genutzt werden!

Wir wollen nicht, dass auf Jahrzehnte hinaus die deutsche
Luftwaffe  mit  Atombombern  und  Kampfjets  erneuert
wird,  die  US-Atombomben  präzise  gegen  unterirdisch
verbunkerte Ziele in Russland lenken können. Das erhöht
nicht  nur die  Spannungen in Europa gewaltig,  sondern
auch die Gefahr eines Atomkriegs. Die 30 bis 35 Mrd.
Euro, die die atomare Aufrüstung zu verschlingen droht,
braucht unsere Gesellschaft wahrlich dringender für die
Daseinsvorsorge als für die Zerstörung der Zivilisation.
Da die Entscheidung darüber nach der  Bundestagswahl
2021 fällt,  ist  das für  uns ein bedeutsames Thema des
Wahlkampfs.  Von  der  künftigen  Bundesregierung
erwarten wir, dass sie den UN-Atomwaffenverbotsvertrag
unterzeichnet und vom Bundestag seine Ratifikation. Die
in  Büchel  lagernden  US-Atombomben  müssen  aus
Deutschland entfernt werden!

Das  neue  Waffensystem  FCAS  (Future  Combat  Air
System oder „System der Systeme“) darf nicht entwickelt
werden. Das hunderte Milliarden teure Luftwaffenprojekt
soll  ab  2040 Tarnkappenbomber  mit  Atombewaffnung,
umgeben von autonom agierenden Drohnenschwärmen,
eingewoben  in  Künstlicher  Intelligenz,  beinhalten.  Die
Regierungen  Deutschlands,  Frankreichs  und  Spaniens
haben für die Luftfahrtkonzerne Airbus und Dassault in
ihren  Ländern  bereits  erste  Finanzierungsschritte
unternommen.  FCAS  soll  der  EU  einen  militärischen
Weltmachtstatus bescheren. Parteien, die FCAS stützen,
sind  aus  ökologischen  und  auf  den Frieden  bezogenen

Gründen unwählbar.

Ebenso  eindeutig  sind  Parteien  für  uns  unwählbar,  die
sich nicht  klar  gegen Killerdrohnen stellen.  Bewaffnete
Drohnen  senken,  wie  dieses  Jahr  der  Krieg  um
Bergkarabach  zeigte,  die  Schwelle  zum  Angriffskrieg.
Sie sind Instrumente außergerichtlicher Exekutionen, die
USA  setzen  sie  ohne  Kriegserklärung  ein.  Mit  diesen
Völkerrechtsbrüchen  verwischen  sie  die  Grenzen
zwischen Krieg und Frieden.

Eine  weitere  Steigerung der  Rüstungsausgaben auf 2%
der Wirtschaftsleistung bis 2031, wie sie die amtierende
Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer anstrebt, ist
nicht hinzunehmen. Es würde eine Verdopplung auf fast
100 Mrd. Euro jährlich bedeuten. Das Geld würde bei der
notwendigen  sozial-ökologischen  Transformation  der
Gesellschaft fehlen, u.a. in der Klimakrisenbekämpfung,
bei  der  Sozialpolitik,  bei  Bildung  und  Kultur,  im
Gesundheitswesen, in der Rüstungskonversion.

Die  Bundestagswahl  2021  stellt  Weichen  für
Entscheidungen von existenzieller Reichweite.

Wir  fordern  für  die  zukünftige  Regierungspolitik
entschiedene Schritte zur Abrüstung und zur Konversion
der  Rüstungsindustrie  in  eine  Friedensindustrie  –
Abrüstung,  Vertrauensbildung  und  Diplomatie  auf
Augenhöhe sind das Gebot der Stunde! 
Kann  man  den  Frieden  wählen?  Nein,  aber  man  kann
selbst  aktiv  werden  und  den  friedenspolitischen  Druck
auf die Straße, in die Gewerkschaften, in die Kirchen und
auch  in  die  politischen  Parteien  hineintragen.  Und  die
Parteien und Politiker*innen befragen, inwieweit sie die
hier  formulierten  friedenspolitischen  Grundsätze
mittragen. 
Wir werden keine Partei und keine Kandidat*innen
wählen,  die  Aufrüstung  und  Auslandseinsätzen
zustimmen!

Beteiligt Euch an den vielfältigen Aktivitäten der 
Friedensbewegung in der kommenden Zeit: 

Weitere Aktionen der Friedensbewegung, Wahlprüfsteine und 
Wahlprogramme der Parteien: https://friedensratschlag.de/
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